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A. Einführung 

Bestrebungen zur Elektronisierung der öffentlichen Auftragsvergabe bilden be-
reits seit fast zwei Jahrzehnten einen Kernbestandteil europäischer und nationa-
ler E-Government-Initiativen.1 In Anbetracht der ökonomischen Signifikanz der 
öffentlichen Beschaffung im Binnenmarkt, die sich auf einen geschätzten Anteil 
von 14 % des Bruttoinlandsprodukts der Europäischen Union beläuft,2 wird der Di-
gitalisierung in diesem Bereich ein erhebliches Potenzial zur Effizienzsteigerung, 
Prozessrationalisierung und damit nicht zuletzt zur Kostensenkung beigemessen.3 
Nachdem bereits Ende der 1990er-Jahre der europäische Vergaberechtsrahmen – 
bedingt durch internationale Entwicklungen – für die elektronische Kommunika-
tion grundlegend geöffnet worden war, erfolgte mit Erlass des Richtlinienpakets im 
Jahr 2004 die Gleichstellung elektronischer mit anderen Kommunikationsmitteln 
in den reformierten Vergabekoordinierungsrichtlinien. Spätestens seit diesem Zeit-
punkt ist die Durchführung der Vergabe öffentlicher Aufträge mit elektronischen 
Mitteln (E-Vergabe4), d. h. von der Bekanntmachung bis zur Zuschlagserteilung5,6 

	 1	Vgl. die EU-Aktionspläne eEurope 2002: Auswirkungen und Prioritäten, KOM (2001) 
140, sowie eEurope 2005: Eine Informationsgesellschaft für alle, KOM (2002) 263. Parallel 
dazu wurde auf nationaler Ebene das Projekt „Öffentlicher Eink@uf Online“ als eines der Leit-
projekte der im Jahr 2000 vorgestellten E-Government-Initiative „BundOnline 2005“ durchge-
führt, vgl. insg. Paul, Das elektronische Vergabeverfahren, S. 63 ff. Aktuell bildet der Übergang 
der Mitgliedstaaten zur vollständig elektronischen Auftragsvergabe einen politischen Schwer-
punkt des europäischen eGovernment-Aktionsplans 2016–2020: Beschleunigung der Digitali-
sierung der öffentlichen Verwaltung, KOM (2016) 179. 
	 2	Vgl. Eine funktionierende öffentliche Auftragsvergabe in und für Europa, KOM (2017) 
572, S. 1.
	 3	Die Kommission führte am Rande der aktuellen Richtlinienreform an, dass – nach einer 
konservativen Überschlagsrechnung in einer Studie der Deutschen Bank – jährlich Einsparun-
gen zwischen 50 und 75 Mrd. Euro durch die Einführung der E-Vergabe ermöglicht werden 
könnten. Zudem rechnet sie mit erheblichen makroökonomischen Effekten, vgl. Eine Strategie 
für die e-Vergabe, KOM (2012) 179, S. 4.
	 4	Es kursieren die divergierenden Schreibweisen „e-Vergabe“ sowie „eVergabe“. Die Wort-
paarung „elektronisch“ und „Vergabe“ bilden zusammengefasst in „E-Vergabe“ eine Nominal-
komposition. Es entsteht damit ein reguläres Substantiv. E-Vergabe ist daher mit einem großen 
Anfangsbuchstaben zu schreiben. Zudem werden Einzelbuchstaben in der deutschen Schreib-
weise stets mit einem Bindestrich verbunden, z. B. „E-Mail“, vgl. Fluck, E-Vergabe versus 
eVergabe, blog.cosinex.de, v. 20.1.2015.
	 5	In der Literatur wird in diesem Zusammenhang teilweise der Begriff der E-Vergabe „im en-
geren Sinn“ verwendet, vgl. Mosbacher, DÖV 2001, 573 (574); Schäfer, in: Gehrmann / ​Schin-
zer / ​Tacke, Public E-Procurement, S. 51, ders., in: Kilian / ​Heussen, ComputerR-HdB, Teil 19, 
Rn. 4; ders., NZBau 2015, 131 (131); Schippel, VergabeR 2016, 434 (435); Hölzl, in: Kulartz / ​
Kus / ​Portz / ​Prieß, in: GWB, § 120, Rn. 8; Masing, in: Reidt / ​Stickler / ​Glahs, Vergaberecht, § 97, 
Rn. 99. Zur Kritik sogleich in Fn. 15.
	 6	Zutreffend ist der klarstellende Hinweis von Siegel, dass das Verfahren zwar grundsätzlich 
in elektronischer Form durchzuführen ist, der Begriff der E-Vergabe jedoch nicht erfordert, dass 
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oberhalb der europäischen Schwellenwerte optional zulässig. Obgleich die Kom-
mission die Umstellung von der papierbasierten hin zur elektronischen Vergabe 
priorisierte und förderte, erlangte die vollständige elektronische Verfahrensab-
wicklung de facto in den nachfolgenden Jahren nur eine geringe Relevanz in den 
Mitgliedstaaten.7 Unterschiedliche Regelungsansätze, Akzeptanzprobleme wegen 
technisch divergierender Systeme und Authentifizierungsanforderungen sowie eine 
gewisse „Trägheit“ der Akteure, die eingefahrenen Prozessabläufe der Vergabe zu 
verändern, hinderten nach Einschätzung der Kommission die flächendeckende 
Verbreitung.8 Mit dem Ziel, die rechtlichen Rahmenbedingungen zu verbessern, 
um der E-Vergabe zum Erfolg zu verhelfen, hat der Unionsgesetzgeber nunmehr 
erneut umfassende Legislativmaßnahmen ergriffen. Als zentraler Schritt9 enthalten 
die Richtlinie 2014/24/EU für die Vergabe öffentlicher Aufträge (VRL)10 und die 
Richtlinie 2014/25/EU für die Vergabe von Aufträgen im Sektorenbereich (SRL)11 
die obligatorische Hinwendung zur elektronischen Kommunikation in allen Ver-
fahrensphasen. Ebenso eröffnet die neu geschaffene Konzessionsvergaberichtlinie 
2014/23/EU (KVR)12 die Möglichkeit der elektronischen Konzessionsvergabe. 
Des Weiteren wurde – neben der flankierenden Reform des europäischen Signa-
turrechts – ergänzend die Richtlinie über die elektronische Rechnungsstellung bei 
öffentlichen Aufträgen erlassen.13 Der Unionsgesetzgeber intendiert mit der letzte-
ren die Schaffung eines rechtlichen Anreizes, auch weitere Prozesse des Beschaf-
fungsvorgangs zu digitalisieren, um letztlich eine „durchgehend elektronische Ver-
gabe“14, d. h. von der ersten Bekanntmachung bis hin zu Bezahlung,15 zu erreichen. 

sämtliche Schritte, insb. interne Vorgänge, elektronisch abgewickelt werden, Siegel, LKV 2017, 
385 (385). S. zum Pflichtumfang Kap. D. I. 2. b) cc).
	 7	Noch im Jahr 2010 lag der Anteil der vollständig elektronisch vergebenen Aufträge bei 
weniger als 5 % des gesamten Beschaffungsvolumens, vgl. Grünbuch zum Ausbau der e-Be-
schaffung in der EU, KOM (2010) 571, S. 11. 
	 8	Vgl. KOM (2010) 571, S. 2 sowie die Mitteilungen zur Strategie für die e-Vergabe, KOM 
(2012) 179, S. 5 f. 
	 9	Mit der anschaulichen Bezeichnung als „krönender Abschluss der Entwicklung“, Siegel, 
LKV 2017, 385 (386).
	 10	Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 
über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG.
	 11	Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 
über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Ver-
kehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG.
	 12	Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 
über die Konzessionsvergabe. Vgl. zu den Besonderheiten Kap. D. I. 1. b).
	 13	Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 
über die elektronische Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen.
	 14	Vgl. Durchgehend elektronische Vergabe öffentlicher Aufträge zur Modernisierung der 
öffentlichen Verwaltung KOM (2013) 453, S. 4. Das Konzept hatte die Kommission bereits in 
den Mitteilungen KOM (2012) 179, S. 3 sowie – wenn auch mit anderer Bezeichnung – in dem 
Grünbuch zum Ausbau der e-Beschaffung in der EU, KOM (2010) 571, S. 3 f., skizziert.
	 15	In Teilen der Literatur werden die Vorgänge des Beschaffungsprozesses, die dem Vergabe-
verfahren nachfolgen, als E-Vergabe „im weiteren Sinn“ bezeichnet, vgl. Schäfer, in: Kilian / ​
Heussen, ComputerR-HdB, Teil 19, Rn. 1; ders., NZBau 2015, 131 (131); Schippel, VergabeR 
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Diese Forcierung der vollständig elektronischen Verfahrensabwicklung auf le-
gislativer Ebene bedeutet eine komplexe rechtliche, personelle und technische 
Herausforderung. Sie bietet den Auftraggebern jedoch gleichzeitig die Chance zu 
einer weitergehenden Restrukturierung, Standardisierung und Optimierung der 
Prozessabläufe des gesamten Beschaffungsvorgangs,16 um künftig Einsparungs-
potenziale zu realisieren. Der Fokus dieser Arbeit richtet sich auf die eingehende 
Untersuchung der reformierten rechtlichen Anforderungen an die E-Vergabe, die 
den Handlungsrahmen der Umstellung determinieren. 

Einleitend folgt im ersten Abschnitt des Kapitels B. die Darstellung der techni-
schen Grundlagen der elektronischen Kommunikation und der IT-Sicherheit unter 
Berücksichtigung des reformierten europäischen Signaturrechts. Im zweiten Ab-
schnitt werden darüber hinaus daten-schutzrechtliche Implikationen für die E-Ver-
gabe dargelegt. 

Anschließend wird in Kapitel C. die historische Entwicklung der Digitalisierung 
des Vergabeverfahrens auf europäischer und nationaler Ebene bis zur Reform des 
Vergaberechtsrahmens im Jahr 2014 nachgezeichnet, die sodann den Schwerpunkt 
der Arbeit bildet. 

Im Hauptteil konzentriert sich die Untersuchung in Kapitel D. auf die Umsetzung 
der Richtlinienvorgaben im Kartellvergaberecht. Der erste Kapitelabschnitt unter-
sucht die Reichweite des Grundsatzes der elektronischen Kommunikation im Ver-
gabeverfahren. Die nachfolgenden Abschnitte II. bis V. erörtern die grundlegenden 
Anforderungen an die im Verfahren zu verwendenden elektronischen Mittel. Im 
Anschluss erfolgt in den Abschnitten VI. bis IX. die Darstellung der zentralen Ver-
fahrensschritte, für die spezifische Vorgaben bestehen. Abschließend werden in den  
Abschnitten X. und XI. die Konstellationen analysiert, in denen im Ausnahmefall 
auf den Einsatz elektronischer Mittel verzichtet werden kann. 

Ergänzend zu den Ausführungen zum Kartellvergaberecht im Kapitel D. wird in 
Kapitel E. die Entwicklung der E-Vergabe auch im haushaltsrechtlich determinier-
ten Unterschwellenbereich17 aufgezeigt, in dem zumindest partiell eine funktionale 
Annäherung zu beobachten ist.18

2016, 434 (435); Hölzl, in: Kulartz / ​Kus / ​Portz / ​Prieß, in: GWB, § 120, Rn. 8; Masing, in: Reidt / ​
Stickler / ​Glahs, Vergaberecht, § 97, Rn. 99. Das Begriffsverständnis ist allerdings nicht ein-
heitlich, denn teilweise werden hierunter auch die der Verfahrensdurchführung vorgelagerten 
Prozesse verstanden, vgl. i. d. S. Arnold / ​Eßig, in: BME / ​BMWi Grundlagen der elektronischen 
Vergabe, S. 35; Mosbacher, DÖV 2001, 573 (573 f.); Laux, Wirksamkeit der Nutzung von 
E-Vergabe, S. 14 f.; Zielke, VergabeR 2015, 273 (273). Aus diesem Grund wird die missver-
ständliche Begriffspaarung E-Vergabe „im engeren Sinn“ und „im weiteren Sinn“ im Rahmen 
dieser Arbeit nicht verwendet. 
	 16	KGSt, E-Vergabe i. S. d. Vergaberichtlinien, B 2/2015, S. 14 f; Zielke, VergabeR 2015, 273 
(274 f.).
	 17	Eingehend zum sog. Haushaltsvergaberecht Siegel, VerwArch 2016, 1.
	 18	Vgl. auch Siegel, VergabeR 2018, 183.
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Nachfolgend wird im Kapitel F. die Pflicht zur elektronischen Rechnungsstel-
lung bei der Vergabe öffentlicher Aufträge erörtert. Die Umsetzung der Richtlinien
vorgaben erfolgt auf nationaler Ebene nicht im Sachzusammenhang mit dem Ver-
gaberecht, sondern im E-Government-Gesetz (EGovG)19 und entfaltet – zumindest 
für die öffentlichen Auftraggeber des Bundes – sowohl im Oberschwellen- als auch 
im Unterschwellenbereich Geltung.

Abschließend werden die wesentlichen Erkenntnisse des Hauptteils in Kapitel G.  
in der Schlussbetrachtung zusammengefasst.

	 19	Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwaltung (E-Government-Gesetz), G. v. 
25.7.2013, BGBl. I S. 2749, zuletzt geändert durch Art. 1 G. v. 5.7.2017, BGBl. I S. 2206.




